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Zukunft des ÖGD in Hessen: DGÖGB kritisiert Berufungsverfahren an der 
Goethe-Universität Frankfurt 

 

 

Die Deutsche Gesellschaft für öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin (DGÖGB) 

sieht die Zukunft des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) in Hessen in Gefahr: Eine 

geplante Berufung an der Goethe-Universität Frankfurt verstößt nach Ansicht des Verbandes 

gegen geltendes Landesrecht und torpediert zugleich die dringend notwendige Stärkung des 

ÖGD: 

 

 

Berlin, 27. Januar 2025 – Eine geplante Berufung auf die Professur (W3) für Öffentliches 

Gesundheitswesen am Fachbereich Medizin der Goethe-Universität Frankfurt stößt auf den 

entschiedenen Widerstand der Deutsche Gesellschaft für öffentliche Gesundheit & 

Bevölkerungsmedizin (DGÖGB): Diese Berufung widerspricht nach Ansicht des Verbandes 

gegen geltendes hessisches Recht und konterkariert die dringend notwendige Stärkung der 

fachärztlichen Akademisierung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes. 

„Dass ausgerechnet eine Professur, die maßgeblich der Systemstärkung für künftige 

Pandemien und der engeren Vernetzung mit den Gesundheitsämtern dienen soll, nicht mit 

einer Fachärztin oder einem Facharzt für Öffentliches Gesundheitswesen besetzt wird, ist für 

uns unverständlich und unverantwortlich“, sagt der Vorsitzende der DGÖGB, Prof. Dr. Dr. 

René Gottschalk. „Damit wird jede fachärztliche Akademisierung und universitäre 

Weiterentwicklung von Anfang an im Keim erstickt.“ 

Die DGÖGB verweist auf § 68 (6) des Hessischen Hochschulgesetzes, wonach 

Einstellungsvoraussetzungen von Professoren:innen geregelt werden un in medizinischen 

Fachbereichen Bewerberinnen und Bewerber die für das Fachgebiet vorgesehene 

Weiterbildung nachweisen müssen. „Warum dieses Gesetz nicht für die Goethe-Universität, 

im klinischen Fach Öffentliches Gesundheitswesen gelten soll, ist absolut unverständlich“, so 

Prof. Gottschalk weiter. Besonders kritisch sei, dass die Stelle aus Mitteln des „Paktes ÖGD“ 

des Bundesgesundheitsministeriums finanziert werde. „Diese Mittel müssen der fachlich 

qualifizierten Forschung und Weiterbildung zugutekommen.“ 

 

Für Befremden sorgt zudem, dass in der Berufungskommission angemessene Beteiligung von 

ÖGD-Expertinnen und -Experten oder entsprechenden Fachverbänden jedoch nicht erfolgte. 

„Die Berufungskommission wurde nicht von einem habilitierten Facharzt oder einer Fachärztin 

für öffentliches Gesundheitswesen geleitet sondern von einem Arbeitsmediziner“, betont Prof. 

Gottschalk. 

„Damit wäre dies eine weitere Professur für Öffentliches Gesundheitswesen in Deutschland 

ohne die einschlägige ärztliche Fachqualifikation dieses klinischen Fachs“, fügt Prof. 

Gottschalk hinzu.  
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Die DGÖGB hofft, dass die Universität ihre Personalentscheidung überdenkt und ist 

überzeugt, dass sich unter den zahlreichen hochqualifizierten und habilitierten Fachärztinnen 

und Fachärzten für Öffentliches Gesundheitswesen geeignete Kandidatinnen und Kandidaten 

finden lassen. 

 

„Wir fordern die Universität auf, den Berufungsprozess neu zu starten und die Stelle im Sinne 

des Hessischen Hochschulgesetzes und des Pakts ÖGD zu besetzen. Nur so kann der ÖGD 

nicht nur in Hessen wirklich gestärkt werden.“ 

 

 

 

Presseanfragen bitte an folgende Email richten: 
Vorstand.DeutscheGesellschaft@bevoelkerungsmedizin.de  
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